
in erheblichem Umfang geschädigt oder gefährdet wer­
den. Im Unterschied zu den §§35, 36 AMG handelt es 
sich hier dem Wesen nach um eine Wirtschaftsstraftat. 
Nach den Vorschriften des AMG kann jeder strafrecht­
lich zur Verantwortung gezogen werden, auch wenn dem 
Täter eine besondere Erlaubnis zur Herstellung, Vertei­
lung oder Lagerung von Arzneimitteln oder ihnen 
gleichgestellten Stoffen nicht erteilt wurde. Im Kom­
mentar werden diese Voraussetzungen ausführlich be­
schrieben.
Hervorzuheben sind insbesondere die verschiedenen An­
lagen, die einen gründlichen Einblick in die unterschied­
lichen Probleme des Arzneimittelwesens geben, was 
auch für die Beurteilung der individuellen Verantwort­
lichkeit von größter Wichtigkeit ist. Eine solch ausführ­
liche Zusammenfassung war bisher nicht vorhanden, so 
daß mit dieser Publikation einem Bedürfnis der Praxis 
nach übersichtlicher und zusammenfassender Informa­
tion entsprochen wird.

Prof. Dr. sc. Hans H i n d e r e r  
und Dr. Ulrich L e h m a n n ,
Sektion Staats- und Rechtswissenschaft 
der Martin-Luther-Universität Halle

Dr. Dolly Richter-Hannes/Dr. Norbert Trotz: 
Seefrachtvertrag und Konnossement
Transpress-V erlag, Berlin 1972, 163 S.; Preis: 6,80 M.
Aus dem umfangreichen Gebiet des Seetransportrechts 
wird in dieser Monographie sein Kernstück, der See­
frachtvertrag, behandelt. Die Arbeit enthält in der Art 
eines Grundrisses in konzentrierter und übersichtlicher 
Form eine Darstellung aller wichtigen Rechtsfragen, die 
mit der vertraglichen Organisation des Seetransports in 
Zusammenhang stehen. In systematischer und chronolo­
gischer Reihenfolge werden im einzelnen die am See­
frachtgeschäft beteiligten Personen, die Arten des See­
frachtvertrages, sein Abschluß, die Stellung des Schif­
fes und die Andienung der Güter, die Durchführung der 
Reise, die Ablieferung der Güter, der Frachtanspruch 
und die Haftung des Verfrachters für Schäden an der 
Ladung untersucht.
Angesichts des internationalen Charakters des Seetrans­
ports ist es zu begrüßen, daß auch die Ergebnisse der 
internationalen Rechtsentwicklung, wie z. B. des Ergän­
zungsprotokolls von 1968 zu den Haager Regeln von 
1924, bei der Darstellung weitgehend berücksichtigt 
worden sind.
Besonders hervorzuheben ist, daß die Verfasser stets 
auch die Erkenntnisse der Seerechtswissenschaft der 
DDR berücksichtigen. Dies ist um so wichtiger, als all­
gemeine Rechtsgrundlage für den Seefrachtvertrag bis­
lang noch die Bestimmungen des IV. Buches des HGB 
sind, die in keiner Weise mehr unseren gesellschaft­
lichen Bedingungen, den Erfordernissen der modernen 
Seeschiffahrt und der Einführung neuer Transporttech­
nologien (z. B. Containertransport) entsprechen. So un­
terstreicht auch die vorliegende Arbeit die Notwendig­
keit der Schaffung eines neuen Seegesetzes (vgl. dazu 
Frenzel/Hauer/Trotz in NJ 1968 S. 369).
Wegen seines engen Zusammenhanges mit dem See­
frachtvertrag wird im 2. Teil des Buches das Konnosse­
ment behandelt. Für den Überseehandel stellt es das 
wichtigste Beförderungsdokument dar. Als Wertpapier, 
das die Ware selbst repräsentiert, ist es mit spezifisch 
rechtlichen Wirkungen ausgestattet, deren genaue 
Kenntnis für seine Funktion und seinen Gebrauch für 
alle am Seetransport Beteiligten von größter Wichtig­
keit ist. Davon ausgehend werden im einzelnen die 
Rechtsnatur, die Arten und Formen, die Ausstellung 
und der Inhalt des Konnossements — wiederum unter 
umfassender Berücksichtigung internationaler Rechts­
regeln — dargelegt.
Das Buch gibt sowohl dem Juristen, der sich in das 
komplizierte Gebiet des Seetransportrechts einarbeiten 
will, als auch dem Praktiker im Außenhandel und in 
der Seeverkehrswirtschaft ein wichtiges Arbeitsmaterial 
in die Hand. Es wäre zu wünschen, daß auch zu ande­
ren Komplexen des Seerechts bald Monographien 
folgen.

Dr. Gustav-Adolf L ü b c h e n ,
Abteilungsleiter im Ministerium der Justiz
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